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Die Sicherung der Nahrungsmittelversorgung für die Bevölkerung ist für viele Staaten 
ein zentrales politisches Ziel. Auch in der industriell geprägten EU ist dieses in den 
Gründungsverträgen verankert.1  

In der Vergangenheit wurde dieses Politikfeld meist in Hinblick auf die zu wählenden 
Instrumente und im Spannungsfeld zwischen subventionierter Versorgungssicherung 
und Marktliberalisierung analysiert. In Bezug auf die Entwicklungsländer standen der 
Umgang mit akuten Versorgungskrisen und der Aufbau dortiger Versorgungs-
kapazitäten im Mittelpunkt der Analyse. In jüngster Zeit sind es aber systematische 
Änderungen der Weltagrarmärkte, die zunehmend Aufmerksamkeit gewinnen. Dabei 
werden vor allem zwei Phänomene beobachtet, von denen angenommen wird, dass sie 
negative Auswirkungen auf die Versorgung mit Nahrungsmitteln haben können.  

Zum einen kam es im Laufe des Jahres 2008 zu einer Umkehr des bisherigen 
kontinuierlichen Preisrückgangs für Nahrungsmittel. Es spricht einiges dafür, dass es 
sich dabei um eine dauerhafte Trendwende handelt. In der Vergangenheit wuchs das 
Nahrungsangebot aufgrund des technischen Fortschritts stärker an als die Nachfrage, 
was zu kontinuierlich sinkenden Preisen führte.2 Für die Zukunft ist jedoch angesichts 
der weltweiten Verknappung nutzbarer Flächen und der Abnahme der 
Produktivitätssteigerungen bei weiterhin steigender Nachfrage mit einem Anstieg der 
Preise zu rechnen.  

Zum anderen nehmen die Preisschwankungen auf den Weltagrarmärkten zu.3 Diese 
Schwankungen gehen auf die geringe Reaktionsfähigkeit des Agrarsektors zurück. 
Aufgrund langer Erntezyklen reagiert das Angebot nur verzögert auf Preisänderungen. 
Zudem verändert sich wegen der geringen Substituierbarkeit von Nahrungsmitteln die 
Nachfrage nur schwerfällig.4  

Beide Phänomene, Preissteigerungen und Preisschwankungen, werden aufgrund der 
weltweiten Liberalisierung der Märkte und der Auswirkungen des Klimawandels aller 
Voraussicht nach ansteigen. Die zunehmenden Wetterextreme werden die Bedingungen 
für die Nahrungsmittelproduktion insbesondere in den Entwicklungsländern 
verschlechtern. Eine zunehmende Liberalisierung der Agrarpolitiken lässt dabei immer 
weniger Spielraum, den Effekt der Preisänderungen auf die heimischen Märkte durch 
Subventionen etc. abzufedern. Wenn aber der Preisanstieg und die Preisschwankungen 
langfristig zunehmen, wird die Frage der Ernährungssicherung zu einer politischen und 
strategischen Frage.  

Die daraus entstehenden Risiken für die politische Stabilität von Staaten und Regionen 
wurden bislang noch nicht in der notwendigen Tiefe und mit hinreichender 
 
1  Artikel 38 des EG-Vertrags. 
2  Dieses Phänomen ist unter dem Namen „Tretmühlendoktrin“ bekannt: eine Steigerung des Angebots 

führt zu sinkenden Preisen und damit sinkendem landwirtschaftlichen Einkommen. Vgl. W. Coch-
rane, Farm Prices: Myth and Reality. Minneapolis, MN: University of Minnesota Press, 1958. 

3  Vgl. Schnepf. R., High Agricultural Commodity Prices: What Are the Issues?, CRS Report for the 
Congress, Order Code RL34474, 29. Mai 2008. 

4  Vgl. zur ersten analytischen Auseinandersetzung mit diesen Schwankungen Ezekiel, M., 1938, The 
cobweb theorem, Quarterly Journal of Economics, 52, 255-280. 
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Konkretisierung untersucht.5 Es fehlen eine Systematisierung der zahlreichen 
Zusammenhänge und Studien, die diese Zusammenhänge für einzelne Regionen 
überprüfen.6 Zudem sind nach wie vor grundlegende Begriffe und Konzepte umstritten. 

Der Beitrag zeigt auf, wie sich der Klimawandel durch eine Verschlechterung der 
Nahrungsmittelversorgung auf die politische Stabilität eines Landes oder einer Region 
auswirken kann. Hierzu werden die Erkenntnisse zu den Ursachen von 
Preissteigerungen zusammengefasst. Dabei steht die Frage im Mittelpunkt, unter 
welchen Bedingungen ein Preisanstieg zu Versorgungsrisiken führt. Schließlich werden 
mögliche Anpassungsmechanismen aufgezeigt, die dazu beitragen können, dass 
Versorgungsengpässe nicht auftreten oder reduziert werden. Hieraus werden 
Handlungsoptionen abgeleitet. 

Von Versorgungsengpässen zu politischer Destabilisierung? 

Die Zusammenhänge zwischen politischer Stabilität und Ernährungssicherheit wurden 
bislang zumeist in einer Richtung betrachtet. In der Regel wurde untersucht, wie 
anfällig Länder mit politischen Konflikten für Versorgungskrisen sind. So hat 
beispielsweise die Welternährungsorganisation (FAO) die Anfälligkeit von Ländern für 
Nahrungsmittelkrisen nach dem Grad der zivilen Sicherheit des Landes klassifiziert.7  

Die umgekehrte Frage jedoch, ob und unter welchen Vorraussetzungen ein vorliegendes 
Versorgungsproblem zu gewalthaltigen Konflikten führt, wird erst in jüngster Zeit 
systematisch betrachtet. Der Wissenschaftliche Beirat der Bundesregierung Globale 
Umweltveränderungen (WBGU) beispielsweise hat dies im Hinblick auf 
Umweltveränderungen und Ressourcenknappheit untersucht. Er kommt in seinem 
Hauptgutachten von 2007 zu dem Schluss, dass keine allgemeine Aussage darüber 
möglich ist, wann Versorgungsengpässe zu Konflikten führen.8 Das Konfliktpotenzial 
einer solchen Knappheit könne immer nur unter Berücksichtigung der sozio-politischen 
Rahmenbedingungen bestimmt werden.9 In der Forschung besteht zudem weitgehender 
Konsens, dass es sich bei solchen Konflikten vornehmlich um lokale Konflikte handelt, 

 
5  Z.B. vom Wissenschaftlicher Beirat der Bundesregierung Globale  Umweltveränderungen, 2007, 

Welt im Wandel – Sicherheitsrisiko und Klimawandel, Springer, Berlin. 
6  So in Brauch, H.G., Regionalexpertise – Destabilisierungs- und Konfliktpotenzial prognostizierter 

Umweltveränderungen in der Region Südeuropa und Nordafrika bis 2020/2050, externe Expertise für 
das WGBU-Hauptgutachten „Welt im Wandel: Sicherheitsrisiko Klimawandel“, Berlin 2007. 

7  Vgl. FAO-FSAU, 2006, Integrated Food Security and Humanitarian Phase Classification: Technical 
Manual, Version I. Nairobi: FAO/FSAU Technical Series IV.11, S. 4. 

8  Vgl. Wissenschaftlicher Beirat der Bundesregierung Globale  Umweltveränderungen, 2007, Welt im 
Wandel – Sicherheitsrisiko und Klimawandel, Springer, Berlin, S. 51ff. 

9  Vgl. Holz, K., Hentschel, T., Gizewski, V., 2006, Auf den Notfall vorbereitet, Gefährdungspotentiale 
für die Nahrungsmittelversorgung und deren Absicherungskonzepte im Frieden und in Krisensituati-
onen, Bonn, S. 22ff. 
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und dass überregionale Wirkungen nicht aus diesen Konflikten selbst, sondern durch 
Migration entstehen.10  

Diese Kausalität wird durch die in jüngster Vergangenheit in einigen Ländern 
ausgebrochenen Gewalttätigkeiten bestätigt. Auch dabei handelte es sich um zeitlich 
und regional begrenzte Konflikte in Ländern, die sich ohnehin in einer eher instabilen 
Situation befinden (Tabelle 1). 

Tabelle 1: Konflikte in Folge steigender Lebensmittelpreise  
(Auswahl, September 2007 bis April 2008) 

Land Datum Konfliktausmaß 

Senegal November 2007, 2008 Gewaltsame Konflikte mit der Polizei  

Pakistan Januar–Februar 2008 Polizeilicher Schutz von Supermärkten und 
Grenzen wegen zunehmender Plünderung und 
Schmuggel 

Jemen Februar 2008 12 Tote bei Straßenblockaden 

Kamerun Februar 2008 40 Tote und 1500 Verhaftete bei gewaltsamen 
Ausschreitungen 

Ägypten März –April 2008 6 Tote und 15 Verletzte bei gewaltsamen 
Ausschreitungen 

Burkina Faso März–April 2009 300 Verhaftungen bei Unruhen 

Bangladesh April 2008 28 Verletze bei Demonstrationen 

Trinidad und Tobago April 2008 Überfälle auf Lebensmitteltransporter 

Haiti April 2008 5 Tote und 10 Verletzte, Regierungsumsturz 

Quelle: Eigene Zusammenstellung nach Moore, F., Earth Policy Institute, unter: www.earthpolicy.org. 

Neuere Arbeiten zum Einfluss der Nahrungsmittelversorgung versuchen quantitativ zu 
schätzen, wie einzelne Einflussfaktoren auf das Entstehen von politischen Krisen 
wirken. Diese Studien kommen zu dem Befund, dass im Zusammenhang mit 
Nahrungsmittelknappheit vor allem die Verschlechterung bestehender Unterernährung 
und Armut sowie vorliegende Einkommensungleichheit die Wahrscheinlichkeit eines 
bewaffneten Konflikts erhöhen.11  
 
10  Vgl. Wissenschaftlicher Beirat der Bundesregierung Globale Umweltveränderungen, 2007, Welt im 

Wandel – Sicherheitsrisiko und Klimawandel, Springer, Berlin, S. 104. 
11  So z.B. Pinstrup-Andersen, S. 2008 und Collier 2003. Die Definition des „bewaffneten Konflikts“ 

stammt dabei vom Uppsala Conflict Data Program. Hiernach stellen bewaffnete Konflikte eine Situ-
ation dar, in der bewaffnete Gewalt zwischen zwei Parteien eingesetzt wird, von denen eine der Re-
gierungsseite angehört, und die zu mindestens 25 Toten pro Jahr führt. Die Datenreihen dieses Pro-
gramms liegen auch den besagten Studien zugrunde.  
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Die Anfälligkeit einer Region für Versorgungsunsicherheiten hängt davon ab, ob und in 
welchen Maß Ausgleichsmechanismen bei möglichen Krisen bestehen. Ob eine solche 
Anfälligkeit besteht und welche Indikatoren geeignet sind, diese in konkreten Regionen 
zu erfassen, wird ebenfalls erst in jüngster Zeit analysiert.12 So hat die FAO Indikatoren 
für Ernährungsunsicherheit entwickelt.13 Die Anwendung dieser Indikatoren zeigt, wie 
schwierig es ist, Zustands- und Ergebnisindikatoren (Mangelernährung) von 
Reaktionsindikatoren (Gesundheitspolitik) zu trennen und die für die Überprüfung 
benötigten Daten zu finden. Bislang konzentriert sich die „Integrated Food Security and 
Humanitarian Phase Classification“ (IPC) der FAO daher vor allem auf 
Zustandsindikatoren.14 

Dimensionen von Ernährungssicherheit 

Die Ernährungssicherheit wurde als politisches Ziel erstmals im Rahmen der 
Ölpreiskrise gegen Mitte der 1970er Jahre systematisch diskutiert.15 Damals lagen die 
realen Preise noch über denen des Jahres 2008 (Abbildung 2).16 Insbesondere zu Beginn 
der Debatte gab es eine Vielzahl unterschiedlicher Definitionen und damit auch 
relevanter Indikatoren.17 Auf dem Welternährungsgipfel von 1974 wurde 
Nahrungssicherheit definiert als  

„availability at all times of adequate world food supplies of basic foodstuffs to 
sustain a steady expansion of food consumption and to offset fluctuations in 
production and prices”18. 

Diese Definition wurde nach und nach ergänzt, und die Idee der physischen 
Verfügbarkeit wurde um den Aspekt der Nachfrage erweitert.19 Auch Aspekte wie die 

 
12  Vgl. z. B. Lovendal, C.R.; Knowles, M., 2007, Tomorrow’s Hunger: A framework for Analysing 

Vulnerability to Food Insecurity, in B. Guha-Khasnobis, S. Acharya and B. Davis (eds), Food Secu-
rity: Indicators, Measurement, and the Impact of Trade Openess. Oxford University Press for UNU-
Wider. 

13  Vgl. Andrews, C.; Flores, M., 2008, Vulnerability to Hunger, Improving Food Crisis Responses in 
Fragile States, S. 10. 

14  Vgl. ebenda, S. 13. 
15  Vgl. Newberry, D.; Stiglitz, J., 1981, The Theory of Commodity Price Stabilization, A study in the 

Economics of Risk, Oxford, S. 2. 
16  Vgl. Weltbank 2007, S. 94. 
17  Vgl. Maxwell, S., Smith, M. 1992. Household food security; a conceptual review. In S. Maxwell & 

Frankenberger, T.R., eds. Household Food Security: Concepts, Indicators, Measurements: A Techni-
cal Review. New York and Rome: UNICEF and IFAD. 

18  Vgl. United Nations. 1975. Report of the World Food Conference, Rome 5-16 November 1974. New 
York. 

19  Diese Einbeziehung der Nachfrageseite und damit auch sozio-ökonomischer Parameter wurde vor 
allem durch Amartya Sen in den 1980er Jahren initiiert. Vgl. Sen, A. 1981, Poverty and Famines: an 
Essay on Entitlement and Deprivation, Oxford. 
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Nährwertqualität fanden Eingang in die Definition.20 Die aktuelle FAO-Definition 
integriert nun sogar individuell-kulturelle Nahrungspräferenzen:21  

„Food security [is] a situation that exists when all people, at all times, have 
physical, social and economic access to sufficient, safe and nutritious food that 
meets their dietary needs and food preferences for an active and healthy life”.22 

Generell zielt diese Definition der FAO auf „Versorgungssicherheit“ ab, aber auch die 
„Störfallsicherheit“ ist durch die Bedeutung von unvorhersehbaren klimatischen 
Einflüssen erfasst. Der Aspekt „Stabilität“ ist in der Bedingung des permanenten 
Zugangs zu Nahrungsmitteln enthalten. Auch die Mehrdimensionalität der 
Einflussfaktoren ist durch die Berücksichtigung der physischen Verfügbarkeit (Dürren) 
und des ökonomischen Zugangs (wirtschaftliche Ausstattung) Bestandteil dieser 
Definition.  

Die Anfälligkeit oder „Vulnerabilität“ für Versorgungsunsicherheiten spielt erst seit 
Mitte der 1980er Jahre eine Rolle.23 Dabei wird das Ausmaß eines möglichen Schadens 
aufgrund von Versorgungsdefiziten bewertet. Dieser Schaden kann sich auf die 
Bevölkerung, eine Fläche oder eine Infrastruktur beziehen.24 Die FAO entwickelte 2004 
zunächst fallbezogen für Somalia ein Klassifizierungssystem für Anfälligkeitsgrade. 
Hintergrund war der Wunsch von politischen Entscheidungsträgern, Indikatoren als 
Frühwarnsystem und zur Entscheidung über politische Maßnahmen nutzen zu können. 
Die oben bereits angesprochene „Integrated Food Security and Humanitarian Phase 
Classification“ definiert unterschiedliche Anfälligkeiten von „sicher“, über „moderat“ 
und „akut unsicher“ bis hin zur „humanitären Katastrophe“.25 Für alle Phasen werden 
Indikatoren wie z.B. die Sterblichkeitsrate angegeben. Die „Bedrohungssicherheit“ und 
damit der Übergang von Ernährungssicherheit zu politischen und auch militärisch 
relevanten Sicherheitsdimensionen ist in der rein versorgungsbezogenen Definition der 
FAO nicht erfasst. Bei diesem Aspekt bestehen auch die größten methodischen 
Schwierigkeiten, Kausalitäten zwischen unsicherer Versorgung und politischer 
Unsicherheit zu identifizieren.  

Konzeptionell besonders schwierig ist die Definition einer Krise oder Notfallsituation 
im Unterschied zu unsicherer Versorgung. Dies ist besonders bedeutend, da einige 
politische Ansätze explizit auf eine Unterscheidung zwischen akzeptabler „normaler“ 
Unsicherheit und einer ungewöhnlich schweren Unsicherheit abzielen.  

Auf internationaler Ebene existieren unterschiedliche Definitionen relevanter 
Institutionen, denen als Gemeinsamkeiten zugrunde liegen, dass diese (1) sehr 
 
20  Vgl. Andrews, C., Flores, M., a.a.O., S. 2. 
21  In jüngster Zeit wird Versorgung auch als „Menschenrechts auf Nahrung“ diskutiert. Vgl. Weltbank 

2007, S. 94. 
22  Vgl. FAO, 2002, State of Food Insecurity in the World 2001. Rome. 
23  Vgl. Dilley, M., Boudreau, T., 2000, Coming Terms with vulnerability: a critique of the food security 

definition, Food Policy 26 (2001), 229-247. 
24  A.a.o., S. 232. 
25  FAO-FSAU, 2006, Integrated Food Security and Humanitarian Phase Classification: Technical Man-

ual, Version I. Nairobi: FAO/FSAU Technical Series IV.11, S. 4. 
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allgemein und flexibel formuliert sind, um fallspezifische Besonderheiten zu 
berücksichtigen und dass sie (2) in externe natürliche Desaster von agrarspezifischen 
und von politischen Krisen unterscheiden. Das Welternährungsprogramm (World Food 
Programme, WFP) als größte Durchführungsorganisation für Nahrungshilfen definiert 
Krisen als  

„urgent situations in which there is clear evidence that an event or series of 
events has occurred which causes human suffering or imminently threatens 
human lives or livelihoods and which the government concerned has not the 
means to remedy; and it is a demonstrably abnormal event or series of events 
which produces dislocation in the life of a community on an exceptional scale“.26 

Derzeit wird eine Umformulierung der Definition verfolgt, die besser für ein 
Frühwarnsystem und zur Bedarfsanalyse für Hilfen genutzt werden kann. Auch die 
Multidimensionalität einer Versorgungskrise soll stärker berücksichtigt werden, indem 
Elemente zur Beschreibung genereller politischer Stabilität enthalten sein sollen. 27 

Auf WTO-Ebene wurden in der Doha-Runde weniger strenge Regeln für 
„Notsituationen“ verhandelt. Es wurde auch darüber verhandelt, Indikatoren zur 
Definition solcher krisenhaften Notsituation zu präzisieren und verpflichtend für die 
Rechtfertigung von Nahrungsmittelhilfen zu machen.28  

Im IPC-Ansatz der FAO wird als Ernährungskrise eine Situation definiert, die 
bestimmte Schwellen der Sterblichkeit und der Unterernährung überschreitet und in der 
eine ansteigende Krankheitsausbreitung sowie eine Unterschreitung der 
Mindestkalorienzufuhr zu beobachten ist. Diese ernährungsbezogenen Indikatoren 
werden weiterhin mit politischen Systemindikatoren zur Kennzeichnung der 
Sicherheitslage kombiniert.29 

Wirkungszusammenhänge zwischen Klimawandel, landwirtschaftlicher Produkti-
on und Preisen 

Versorgungskrisen werden durch zahlreiche Einflüsse und Rückkopplungseffekte auf 
der Angebots- wie auf der Nachfrageseite ausgelöst (Übersicht 1). Fünf Faktoren sind 
hierbei besonders wichtig.  

(1) Klimaeffekt und Agrarpotenzial 

Die Nahrungsmittelproduktion eines Landes hängt zunächst von der Kapazität des 
landwirtschaftlichen Sektors ab. Diese wird durch den Klimawandel nachhaltig 
 
26  World Food Programme, Executive Board, Definition of Emergencies, First Regular Session, 31 

January – 2 February 2005, Agenda Item 4, Policy Issues, Rom, S. 4.  
27  Ebd., S. 6ff. 
28  Vgl. WTO - Committee on Agriculture Special Session - Revised draft modalities  for agriculture, 

Mai 2008 (TN/AG/W/4/Rev.2 ) und Juli 2008 (TN/AG/W/4/Rev.). 
29  FAO-FSAU, 2006, Integrated Food Security and Humanitarian Phase Classification: Technical Man-

ual, Version I. Nairobi: FAO/FSAU Technical Series IV.11, S. 4. 

8 



beeinflusst. Zum einen können sich Vegetationsperioden und damit die 
Erntehäufigkeiten durch Temperatur und Niederschlagsverschiebungen ändern. Auch 
eine sinkende Verfügbarkeit von Boden und Wasser durch Erosion und Trockenheit 
kann das regionale Angebot verringern. Degradation, Desertifikation  und Versalzung 
verringern das Volumen und die Qualität der Ernte.30  Eine zunehmende Zahl von 
Naturkatastrophen reduziert darüber hinaus die Verfügbarkeit bereits produzierter 
Erträge.31 Monetär bewertet schätzt die Münchener Rückversicherungsgesellschaft 
einen Anstieg naturkatastrophenbedingter Schäden von derzeit 20 Mrd. $ im Jahr auf 
100 Mrd. $ in der Zukunft.32 Lager und Absatzwege können ebenfalls durch die Folgen 
des Klimawandels zerstört werden und ein witterungsbedingter Krankheitsbefall kann 
Agrarprodukte schädigen.33 Auch ein durch den Klimawandel bedingter Rückgang der 
Artenvielfalt verstärkt die regionale Krankheitsanfälligkeit für Nutzpflanzen, da sich 
Krankheitserreger in Monokulturen schneller ausbreiten. Überdies können bei 
geändertem lokalen Klima neue Krankheitserreger auftreten.34 Die FAO erwartet 2009 
augrund solcher schlechten Witterungsverhältnisse für ca. 10 Staaten, die bereits jetzt zu 
den versorgungsgefährdeten  Staaten zählen, eine Verschlechterung der Situation (z.B. 
Afghanistan, Äthiopien, Haiti, Kenia, Somalia). 

 

 

 

 

 
30  Einige Studien identifizieren für Afrika eine „escalating soil fertility crisis“. Morris, M., V.A. Kelly, 

R.J. Kopicki and D. Byerlee. (2007), Fertilizer Use in African Agriculture: Lessons Learned and 
Good Practice Guidelines. (Washington: World Bank), S. 18, IFDC 2006. 

31  Auch die Dürren in Australien als großer Getreideexporteur in mehreren aufeinander folgenden Jah-
ren begründeten entscheidend den starken Preisanstieg bei Getreide von bis zu 70 % in den An-
fangsmonaten 2008. Vgl. Schnepf, R. 2008, High Agricultural Commodity Prices: What are the Is-
sues?, CRS Report for Congress Mai 2008, S. 17. Vgl. außerdem Human Development Report 
2007/2008, Fighting climate change: Human solidarity in a divided world, S. 76. Holz, K., Hentschel, 
T., Gizewski, V., 2006, Auf den Notfall vorbereitet, Gefährdungspotentiale für die Nahrungsmittel-
versorgung und deren  Absicherungskonzepte im Frieden und in Krisensituationen, Bonn, S. 8.  

32  Vgl. Human Development Report 2007/2008, Fighting climate change: Human solidarity in a divided 
world, S. 76. und   Holz, K., Hentschel, T., Gizewski, V., 2006, Auf den Notfall vorbereitet, Gefähr-
dungspotentiale für die Nahrungsmittelversorgung und deren  Absicherungskonzepte im Frieden und 
in Krisensituationen, Bonn, S. 8. Auch die Dürren in Australien als großer Getreideexporteur in meh-
reren aufeinander folgenden Jahren begründeten entscheidend den starken Preisanstieg bei Getreide 
von bis zu 70 % in den Anfangsmonaten 2008. Vgl. Schnepf, R., 2008, High Agricultural Commod-
ity Prices: What are the Issues?, CRS Report for Congress Mai 2008, S. 17. 

33  Garrett, K.A. et. al., 2006, Climate Change Effects on Plant Disease: Genomes to Ecosystems, in: 
Annual Review of Phytopathology, S. 493f unter: http://www.k-state.edu/ 
pdecology/GarrettDendy2006ARP.pdf. 

34  Vgl. Di Falco, S. and Chavas, J.P. Forthcoming, 2006. On the Role of Crop Biodiversity in the Man-
agement of Environmental Risk. In: Kontoleon, A., Pascual, U. and Swanson, T. (Eds.). Frontiers of 
Biodiversity Economics. Cambridge University Press.   
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Abbildung 1: Wirkungszusammenhang Klimawandel und Agrarproduktion 

 

(2) Klimaunabhängiger regionaler Angebots-
rückgang 
• Flächen- und Wasserproduktivität  sinkt 

(1) Klimaeffekte für das Agrarpotenzial 
• Regionale Klimaänderung  

• Verschlechterte Boden- und Wasserverfügbarkeit und –qualität  

• Ernteausfälle und steigendes Seuchenpotenzial durch Naturdesas-
ter 

• Krankheitsdruck durch Stress und Verlust an Artenvielfalt 

 Preisanstieg

(3) Klimaunabhängiger regionaler 
Nachfrageanstieg 
• Bevölkerungswachstum 
• Wirtschaftswachstum und  Konsummuster 

(4) Weltweites Angebot sinkt 
• Flächen- und Wasserbegrenztheit 

• Flächen- und Wasserproduktivität  sinkt 

• Politische Faktoren:  

• Energiepolitik  

•  Liberalisierungspolitik 

(5) Regionale Wirksamkeit 
• Politische Faktoren: Handels- und Agrarpolitik
• Teilnahme am Markt 

 

Quelle: Überarbeitet nach WGBU 2007, S. 103. 

Die genannten Klimaeffekte können also  das landwirtschaftliche Produktionspotenzial 
verringern. Ein Produktionsrückgang ist vor allem in Entwicklungsländern zu erwarten. 
In den meisten Industrieländern dagegen wird wegen längerer Vegetationsperioden und 
dem damit verbundenen Anstieg der Erntehäufigkeit sogar mit steigender 
Agrarproduktion gerechnet.35  

 
35  Der wertmäßige Rückgang der weltweiten Agrarproduktion wird abhängig vom Düngeverhalten 

zwischen 38 und 186 Millionen $ geschätzt. Vgl. Cline, William, 2007, Global Warming and Agri-
culture: Impact Estimates by Country, Center for Globale D evelopment, Peterson Institute for Inter-
national Economics, Washington D.C., S. 29. 
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(2) Klimaunabhängiger regionaler Angebotsrückgang  

Der regionale Rückgang des Angebots kann noch durch andere, vom Klima 
unabhängige Einflüsse, verstärkt werden. Hierzu gehört der generelle Rückgang der 
Wasser- und Bodenproduktivität aufgrund eines abnehmenden technischen Fortschritts, 
aufgrund derer jede zusätzliche Nutzung von Agrarland nur noch zu geringen 
Ertragszuwächsen führt.  

(3) Klimaunabhängiger regionaler Nachfrageanstieg 

Auf der Nachfrageseite kommen insbesondere das Bevölkerungs- und 
Wirtschaftswachstum in den Schwellenländern zum Tragen. Hierdurch steigt nicht nur 
die Nahrungsmittelnachfrage insgesamt, sondern durch verändertes Konsumverhalten 
nimmt auch die Nachfrage nach „veredelten“ Produkten wie Rindfleisch und 
Milchprodukten zu. Diese veränderten Konsummuster führen dazu, dass mehr 
Futtergetreide gebraucht wird. Insbesondere in Indien, China und Brasilien ist seit den 
frühen 1990er Jahren die Nachfrage nach Fleisch und Milchprodukten stark 
angestiegen.36 

Die steigende Nachfrage nach Getreide treibt auch den Wasserbedarf nach oben und 
verstärkt damit die Wasserknappheit in vielen Ländern mit trockenem Klima.37 
Zusätzlich verursacht die wachsende Rindfleischproduktion höhere Emissionen an 
Methan und Lachgas, welche  um das 21-fache (Methan) bzw. 310-fache (Lachgas) 
stärker zum Treibhauseffekt beitragen als Kohlendioxid. Es entsteht somit langfristig 
ein sich selbst verstärkendes Problem.38 

(4) Globaler Angebotsrückgang  

Die zukünftigen Preise für Nahrungsmittel hängen auch von der weltweiten 
Entwicklung der Produktion, der Verfügbarkeit und Handelbarkeit von Nahrungsmitteln 
ab. Die Verfügbarkeit der landwirtschaftlichen Nutzfläche ist der entscheidende Faktor 
für das globale Angebot. Sie sinkt kontinuierlich durch Versiegelung, d.h. Nutzung von 
Freiflächen durch andere Wirtschaftssektoren oder für Wohnzwecke. In manchen 
Ländern bestehen zwar Potenziale für eine weitere Ausdehnung der Flächen für die 
landwirtschaftliche Produktion, jedoch steht diese immer auch in Konkurrenz zum 
Umwelt- und Artenschutz, mit entsprechenden Rückkopplungseffekten für Boden- und 
Wasserqualität.39 Die bisherige Nichtnutzung solcher Flächen ist oft auf schlechte 
Bodenqualitäten zurückzuführen und ihre Erschließung würde entweder nur geringe 
 
36  Vgl. Von Braun, J., The World Food Situation, New Driving Forces and Required Actions, Food 

Policy Report No. 18, IFPRI, Washington D.C., 2007, S. 2. 
37  So bedarf Getreide nur 1.5 m3 Wasser pro kg, während der Wasserbedarf bei Rindfleisch bei 15 m3 

pro kg liegt. FAO, 2003: Agriculture, Food and Water, Tabelle 3. 
38  In CO2-Eqiuvalenten beträgt schon heute der Beitrag der Fleischproduktion zu den Treibhausemissi-

onen 18% . Vgl. FAO, Livestock’s Long Shadow, Environmental Issues and Options, S. 112. 
39  Alleine in Deutschland beträgt die tägliche neue Versiegelung 113 ha. Vgl. Umweltbundesamt, 

Schutz der biologischen Vielfalt und Schonung von Ressourcen – warum wir mit Flächen sorgsam 
und intelligent umgehen müssen, Juli 2008.  
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Erträge ermöglichen oder aber hohe Kosten verursachen. Wie beim regionalen 
Angebotsrückgang gilt auch global, dass die Ertragszuwächse insgesamt sinken, weil 
die Flächen- und Wasserproduktivität abnimmt.  

Dämpfend auf das Angebot wirkt auch ein steigender Ölpreis, weil dieser die 
Produktions-, Lager- und Transportkosten erhöht. Diesen Zusammenhang zwischen 
Energiekosten und landwirtschaftlicher Produktion gab es immer schon, jedoch wächst 
die Konkurrenz zwischen Biokraftstoffen und Lebensmitteln. Der Anbau 
nachwachsender Rohstoffe verdrängt die Produktion von Nahrungsmitteln, wenn dies 
ökonomisch vorteilhaft ist. Dieser bei hohen Ölpreisen ohnehin gegebene Anreiz wird 
noch durch politische Maßnahmen in vielen Industrieländern verstärkt.40  

So schätzt die Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
(OECD), dass die Konkurrenz zwischen Agrartreibstoffen und Lebensmitteln in den 
nächsten 10 Jahren die Preise von Getreide und Ölsaaten nochmals um ein Drittel 
erhöhen wird.41 Zudem hat die steigende Nachfrage nach Biokraftstoffen negative 
ökologische Rückkopplungen, weil diese zum Teil eine negative Klimabilanz aufweisen 
und einzelne Pflanzen einen hohen Wasserbedarf haben.42  

Weiterhin beeinflusst die Welthandelsordnung die internationalen Handelsströme und 
damit die tatsächliche Verfügbarkeit von Nahrungsmitteln auf dem Weltmarkt. Seit 
1994 werden im Zuge der Verhandlungen der Welthandelsorganisation (WTO) die 
Märkte schrittweise durch einen Abbau der Zölle und der Subventionen für Exporte 
liberalisiert. Die sinkenden Zölle erhöhen die Importnachfrage, und der Abbau von 
Exporterstattungen verringert das Angebot auf dem Weltmarkt, so dass sich insgesamt 
eine Preissteigerung ergibt. Auch der Subventionsabbau gerade bei großen Exporteuren 
wie der EU führt tendenziell zu einem Angebotsrückgang mit preistreibender Wirkung.  

Schließlich hat in jüngster Zeit auch noch die relative Schwäche des Dollars, als 
dominante Handelswährung, einen preistreibenden Effekt, wenn die einheimische 
Währung stark ist. Dies senkt das Exportangebot. Importe hingegen werden aufgrund 
der Dollarschwäche billiger, so dass die Nachfrage ansteigt. Beides zusammen führt 
tendenziell zu einer Preissteigerung. 

 

 

 

 

 
40  Bislang gelten nur Brasiliens Ethanol aus Zucker und Maisethanol in den USA als konkurrenzfähig. 

Lampe, M. (2006): Agricultural market impacts of future growth in the production of biofuels, 
OECD, Working Party on Agricultural Policies and Markets, GR/CA/APM(2005)24/FINAL , S. 11.  

41  Boonekamp, L., 2008, Food prices: The grain of truth Food prices have risen sharply. Why?OECD 
Observer, 31 Mai 2008. 

42  Vgl.German Marshall Fund, Use of US Croplands for Bioefuels Increases in Greenhouse Gases 
through Emissions for Land Use Changes, 2008. 
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Abbildung 2: Preissteigerung bei Grundnahrungsmitteln  

(FAO Food Price Index, 1998 – 2000 =100) 

Quelle: FAO, 2008, Soaring food Prices: Facts, perspectives, impacts and actions required, S. 4. 

(5) Regionale Wirksamkeit  

Eine offene Frage ist, ob und wie stark sich eine globale Preissteigerung überhaupt in 
einem bestimmten Land auswirkt. Dies hängt von der Übertragung ausländischer auf 
inländische Preise (Preistransmission) und damit von der politischen Regulierung der 
inländischen Preise ab. Der Weltmarktpreis entspricht nur dann dem nationalen Preis, 
wenn es eine solche Regulierung nicht gibt. In nahezu allen Ländern wird jedoch der 
heimische Preis durch eine Vielzahl an Instrumenten vom Weltmarktpreis abgekoppelt. 
Zölle erhöhen das inländische Preisniveau gegenüber dem Weltmarkt, 
Importsubventionen wirken entgegengesetzt. Die Besteuerung von Exporten führt zu 
geringeren und deren Subventionierung zu höheren inländischen Preisen. Und nicht 
zuletzt führen interne Steuern und Subventionen dazu, dass nicht ein einheitlicher 
heimischer Marktpreis gilt, sondern vielmehr für dasselbe Produkt ein unterschiedlicher 
Preis für den Erzeuger und für den Verbraucher existiert.  

Um solche politischen Eingriffe in den Preismechanismus zu beziffern, kann die 
nominale Protektionsrate herangezogen werden (Tabelle 2).43 Diese erfasst die 

 
43  Definiert als Differenz zwischen heimischen Preis (plus jede Preissubvention) und Preis an der Gren-

ze in Prozent des Grenzpreises. Eine Verringerung der Rate kann somit aus der Verringerung der in-

13 



Preisdifferenz zwischen Weltmarktpreis und dem heimischen Preis. Dabei drücken 
negative Protektionsraten aus, dass die heimischen Preise unterhalb des 
Weltmarktpreises liegen, bei positiver Protektionsrate liegt das heimische Preisniveau 
über dem Weltmarkpreis.44 Lange Zeit war für viele Entwicklungsländer eine negative 
Protektion typisch –- die urbane Bevölkerung wurde als politisch wichtige Klientel 
durch geringe Preise unterstützt. Diese Politik verringert jedoch Produktionsanreize und 
führt langfristig zu einer Schwächung der landwirtschaftlichen Produktion in den 
betreffenden Ländern. 

Tabelle 2: Nationale Beeinflussung von Agrarpreisen  
(in Prozent des an der Grenze gültigen Preises) 

 Nominale Protektionsrate 
(1980-84) 

Nominale Protektionsrate 
(2000-04) 

EU 65 35 

USA 7 10 

China - 50.8 0.9 

Brasilien - 23.7 2.0 

Zimbabwe - 46.7 - 72.9 

Nigeria 13.5 - 5.7 

Quelle: Weltbank, Human Development Report 2007/2008, Fighting climate change: Human solidarity in 
a divided world, S. 320ff und für EU und USA vgl. Anderson, K., Josling, T. , 2007, The EU’s Common 
Agricultural Policy at fifty: an international perspective, Vox, Research-based policy-analysis and com-
mentary from leading economists. 

Tatsächlich wird eine Steigerung der Weltmarktpreise nur in wenigen 
Entwicklungsländern vollständig wirksam und heimische Preise liegen vielfach unter 
Weltmarktniveau.  

Die WTO-Verhandlungen haben zwar tendenziell eine Abnahme der positiven 
Protektion (Tabelle 2) bewirkt, da die Mitgliedsländer sich verpflichtet haben, 
Subventionen auch für ihre Erzeuger abzubauen. Die negative Protektion vieler 
Entwicklungsländer stellt nach dem Verständnis der WTO jedoch keine negative 
Wettbewerbsverzerrung dar und unterliegt daher auch keiner Reduktionsvorgabe. 
Dennoch zeichnet sich mittlerweile insbesondere in Schwellenländern wie China und 
Brasilien eine Abkehr von der negativen hin zu einer positiven Unterstützung der 

 

ternen Preisstützung oder ganz ohne Änderung der Politik aus einer Erhöhung des Grenzpreises resul-
tieren. Daher muss bei der Interpretation die Entwicklung des Weltmarktpreises berücksichtigt wer-
den. Vgl. Weltbank, 2008, S. 100. 

44  Eine genaue Interpretation verlangt Kenntnis des Weltmarktpreises, da ein sinkender Weltmarktpreis 
zu einer geringen Protektionsrate führt, auch ohne politische Reformen.  
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Agrarpreise ab. Dies erhöht zwar die Anreize im inländischen Agrarsektor, bedeutet 
jedoch wiederum eine Wettbewerbsverzerrung gegenüber anderen Ländern. 

Vollziehen die inländischen Preise den durch den Klimawandel verschärften 
Preisanstieg auf dem Weltmarkt nach, so hängen die Wirkungen von der 
Handelsposition der betroffenen Akteure ab. Auf gesamtwirtschaftlicher Ebene sind 
steigende Preise für Netto-Exportländer vorteilhaft, jedoch nicht für Netto-Importländer, 
da ihre Importausgaben steigen. Unabhängig von der Handelsposition sind aber 
Konsumenten immer negativ von Preissteigerungen betroffen. Gleiches gilt für 
Erzeuger, die trotz steigender Preise hohe Produktionskosten zu tragen haben, so dass 
Gewinne sinken: hierzu zählen vielfach landlose Erzeuger in Entwicklungsländern, die 
neben Düngemittelkosten auch hohe Pachtkosten zu tragen haben. 

Ausgleichmechanismen bei Versorgungsengpässen 

Falls ein heimischer Preisanstieg erfolgt, muss dies aber nicht zwangsläufig ein 
Versorgungsproblem nach sich ziehen. Zu den möglichen Schutzmechanismen gehören 
z.B. Einkommens- und Sozialmaßnahmen, die helfen, diese Risiken aufzufangen und 
damit systemstabilisierend zu wirken. Diese Mechanismen können vorbeugend oder in 
Reaktion auf Engpässe eingesetzt werden.45 

 
45  Vgl. Andrews, C.; Flores, M., 2008, Vulnerability to Hunger, Improving Food Crisis Responses in 

Fragile States, S. 3.  
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Abbildung 3: Der Prozess zur potenziellen politischen Destabilisierung 

 

Externe Ausgleichmechanismen 
• Handelspolitik 
• Lagerhaltung und Nahrungsmittelhilfe 
• Entwicklungspolitik 

 Versorgungskrise

 Politische Destabilisierung 

Interne Ausgleichmechanismen 
• Agrar- und Handelspolitik 
• Einkommens- und Sozialpolitik 
• Wirtschaftskraft/ Verschuldung 

Regionale Anfälligkeit 
• Regionale Ernährungs- und Armutssituation 
• Regionale Gesundheits- und Sozialpolitik 
• Generelle politische Stabilität 

intraregional interregional 

 Preisanstieg

Quelle: verändert nach, WGBU 2007, S. 103. 

Bei Engpässen stehen interne und externe Ausgleichsmechanismen zur Verfügung, die 
es ermöglichen, in Hochpreisphasen das Angebot auszudehnen (Abbildung 3). 
Nachfolgend werden die relevanten Anpassungsmechanismen aufgezeigt.46  

Interne Ausgleichsmechanismen 

(1) Reaktionsfähigkeit des Agrarsektors  

Die nationale Produktion des Agrarsektors hängt von dessen Flexibilität bzw. 
Spezialisierung und klimatischen Bedingungen und ab. Hieran wird messbar, inwieweit 
der Sektor auf Marktänderungen und Preissteigerungen reagieren kann. Aber auch die 
Politik beeinflusst die Reaktionsfähigkeit des Agrarsektors. Viele Entwicklungsländer 
fördern ihren Agrarsektor wenig oder hemmen ihn sogar durch negative Protektion oder 
geringe Investitionen (Tabelle 1).47 So haben Anfang 2008 viele exportierende 
Schwellenländer, wie z.B. Indien und Thailand, als kurzfristige Reaktion auf die 

 
46  Vgl. IWF, 2008. 
47  Banse, M. et al. 2008, Why are current world food prices so high ? A memo, Mai 2008, Wageningen, 

S. 11.  
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steigenden Preise die heimischen Preise durch Exportrestriktionen niedrig gehalten, was 
wiederum negative Wirkungen auf den Weltmarktpreis hatte.48  

(2) Nationale Lagerkapazitäten  

Über nationale Lagerhaltung können Versorgungsengpässe in Hochpreisphasen 
ausgeglichen werden. Gerade weil Agrarpreise so sensibel auf Mengenänderungen 
reagieren, wirkt diese Maßnahme schnell preissenkend. Als Indikator dient der 
Lagerbestand. Die WTO begrenzt den Aufbau nationaler Lagerbestände, indem sie 
untersagt, diesen durch Subventionen zu unterstützen. So sollen 
wettbewerbsverzerrende Wirkungen vermieden werden. Für Entwicklungsländer 
bestehen Ausnahmen, allerdings fehlen diesen Ländern zumeist die finanziellen Mittel, 
um solche Subventionen zu leisten.49 

(3) Ernährungs- und Armutssituation  

Die allgemeine Armuts- und Ernährungssituation bestimmt, ob temporär auftretende 
Produktionsdefizite zur Verschärfung der Armut und Mangelernährung beitragen. 
Dieses kann durch Indikatoren wie dem Anteil der Bevölkerung mit Mangelernährung, 
der Sterblichkeitsrate oder dem Bevölkerungsanteil unterhalb der absoluten 
Armutsgrenze ausgedrückt werden. Der Indikator der „Nahrungslücke“ beziffert die 
Menge an Nahrung, die zusätzlich zur Eigenproduktion, zu Importen und zur 
Nahrungsmittelhilfe nötig wäre, um die Mindestversorgung zu gewährleisten. Diese 
Lücke betrug im Jahr 2007 z.B. bereits 14 Mio. t. für 37 Länder Sub-Sahara Afrikas und 
wird bis 2017 für diese Länder schätzungsweise auf 24 Mio. t. steigen.50  

(4) Nationale Gesundheitspolitik  

Die medizinische Versorgung ist ein Instrument zur Milderung der Folgeschäden von 
Ernährungskrisen. Indikatoren sind die Ausgaben im Gesundheitswesen, der Zugang zu 
medizinischer Leistung oder auch die Existenz bestimmter Krankheiten.51  

(5) Nationale Einkommens- und Sozialpolitik  

Verbraucher können in Hochpreisphasen durch eine entsprechende Einkommens- bzw. 
Sozialpolitik unterstützt werden. Diese kann beispielsweise so wirken, dass die 
Verbraucherpreise über verringerte Mehrwertsteuern reduziert werden (negative 
 
48  Der IWF schreibt dieser Reaktion insbesondere durch große Exporteure wie Indien, China, Vietnam, 

Combodia einen entscheidenden Anteil der Preissteigerungsrate bei Reis zu. Vgl. IWF, 2008, S. 8. 
49  Rudloff, B., 2008, Nahrungsmittelkrisen und die falsche Angst vor der Globalisierung, SWP-Aktuell, 

2008/A 45, S. 4. 
50  Diese Berechnung basiert auf Annahmen für das Bevölkerungswachstum in den Regionen, sowie 

Produktions- und Handelsmengen für geschätzte Preistrends, die in der Regel unterhalb der 2008 tat-
sächlich eingetretenen lagen. Die Nahrungsmittelhilfe wurde entsprechend der bisherigen Größen-
ordnungen fortgeschrieben. Vgl. Birgit Meade, Stacey Rosen, and Shahla Shapouri, 2007, Food Se-
curity Assessment, Outlook Report No. (GFA-18), Juni 2007. 

51  Vgl. Andrews, C., Flores, M, a.a.O., S. 10. 
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Protektion). Dieses würde sich allerdings negativ auf die Agrarproduktivität und damit 
auf die Versorgung auswirken. Alternativ können preisunabhängige Instrumente wie 
Geldtransfers zur Unterstützung der Nahrungsmittelkäufe oder Schul- und 
Armenspeisungen eingesetzt werden, die den Agrarsektor nicht langfristig 
destabilisieren. 

(6) Individuelle Ernährungsanpassung  

In Entwicklungsländern spielen auch individuelle Anpassungsstrategien der Haushalte 
eine große Rolle. So können diese Mahlzeiten auslassen oder auf qualitativ schlechtere 
Nahrungsmittel ausweichen.52 Wegen der ohnehin oftmals sehr geringen Versorgung 
besteht hier allerdings kaum Spielraum. 

Externe Ausgleichmechanismen bei Versorgungsengpässen 

Externe Mechanismen beziehen sich auf die Möglichkeit, die Versorgung über Importe, 
Nahrungsmittelhilfen oder Entwicklungspolitik sicher zu stellen.  

(1) Liberale Handelspolitik  

Zwar erleichtern geringe Zölle die Nahrungsmittelimporte, in einigen 
Entwicklungsländern machen Zolleinnahmen jedoch einen großen Teil der staatlichen 
Einnahmen aus, so dass der Anreiz zur Zollsenkung gering ist. Ein weiteres Hindernis 
bei der Steigerung der Importe liegt vor, wenn die Weltmarktpreise steigen und so die 
absoluten Ausgaben für Nahrungsimporte wachsen.53 Nur eine entsprechende 
Devisenausstattung kann höhere Ausgaben gewährleisten. Die Alternative, Devisen 
über externe Verschuldung und damit durch die Aufnahme von Krediten zu beschaffen, 
führt zwangsläufig zu Rückzahlungsbelastungen.  

(2) Globale Versorgungssituation  

Eine Verbesserung der Versorgung durch Importe wird nur möglich, wenn überhaupt 
entsprechende Exportmengen zur Verfügung stehen. Hierauf haben aber die Agrar- und 
die Handelspolitik der Handelspartner Einfluss. Seit der letzen WTO-Runde haben 
Überschüsse und Lagerbestände tendenziell abgenommen und im Jahr 2007 einen 
historischen Tiefstand von nur noch 50 Versorgungstagen erreicht.54 Ein kurzfristiger 
Ausgleich von Versorgungsengpässen aus internationaler Lagerhaltung ist daher nur 
eingeschränkt möglich.  

 
52  Vgl. zur Bedeutung solcher Strategien im Ländervergleich Maxwell, D., 1996, Measuring Food Inse-

curity: the Frequency and Severity of „Coping Strategies“, Food Policy (21), No.3, S. 291-303. 
53  So geben laut FAO insgesamt 30 Länder 10% und mehr ihres BIP aus für Nahrungsmittelausgaben 

und sind stark anfällig für Defizite bei steigenden Preisen. FAO, 2008, Soaring food Prices: Facts, 
perspectives, impacts and actions required, S. 19. 

54  Vgl. FAO (2008): Crop Prospects and Food Situation, No. 2, April 2008. Unter: 
http://www.fao.org/docrep/010/ai465e/ai465e02.htm  
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(3) Nahrungsmittelhilfen  

Nahrungsmittelhilfen können akute Engpässe auffangen, jedoch besteht das Risiko 
langfristiger Abhängigkeit, die wiederum Anreize zum Aufbau des inländischen 
Agrarsektors vermindert. So beträgt die durchschnittliche Dauer geleisteter 
Nahrungsmittelhilfen in ein Zielland 19 Jahre.55 Die bisherige Implementierung ist 
außerdem kontraproduktiv und gegenzyklisch. In Phasen hoher Preise, wenn steigende 
Importausgaben die Versorgungsprobleme verschärfen, fallen die Hilfen geringer aus 
als in Phasen niedriger Preise.56 Die Abnahme der Überschussproduktion in den 
Industrieländern beeinflusst die Nahrungsmittelhilfen ebenfalls. Sie müssen daher auch 
angesichts der schrumpfenden Überschüsse umkonzipiert werden. 

(4) Entwicklungshilfe  

Eine Unterstützung durch die Geberländer kann den Agrarsektor in 
Entwicklungsländern stärken und eine flexible Ausdehnung der Produktion bzw. den 
Aufbau von Lagern unterstützen. In den vergangenen Jahren ist allerdings der Anteil der 
Entwicklungshilfe, der in die gezielte Agrarförderung fließt, stark zurückgegangen.57  

Schlussfolgerungen 

Der Klimaeffekt wird die ohnehin bestehende Tendenz zu steigenden oder zumindest 
hohen Preisen noch verschärfen. Hierdurch wird in einigen Regionen der Welt die 
Anfälligkeit für Versorgungsengpässe weiter wachsen. Aus diesen 
Versorgungsengpässen lassen sich aber keine generellen Sicherheitsrisiken ableiten. In 
der Umweltkonfliktforschung besteht weitgehender Konsens, dass eventuelle Konflikte 
eher lokal begrenzt sein werden. Dies legen auch die Anfang des Jahres 2008 
beobachteten Unruhen in einigen Ländern in Folge steigender Nahrungsmittelpreise 
nahe.  

Politische Lösungen müssen sich auf die Anpassung an zukünftig steigende und 
verstärkt schwankende Preise konzentrieren. Allerdings werden sich viele betroffene 
Länder eine Steigerung ihrer Importe angesichts der wachsenden Importausgaben nicht 
mehr leisten können. Die Finanzkrise tut ihr Übriges, da sinkende Finanzkapazitäten die 
Zahlung steigender Importausgaben noch erschweren. Auch die internationale 

 
55  Bezogen auf 193 Länder, die US Nahrungsmittelhilfen in den Jahren 1955-95 erhielten. Barrett, 

Christopher B. 1999b. “Does Food Aid Stabilize Food Availability?” Working Paper WP99-01, De-
partment of Agricultural, Resource and Managerial Economics, Cornell University, S. 567. 

56  Taylor, D.; Byerlee, D., 1991. “Food Aid and Food Security: A Cautionary Note” Canadian Journal 
of Agricultural Economics, vol. 39, p.161-175. 

57  Ende der 1970er Jahre lag der agrarbezogene Anteil weltweiter Entwicklungshilfe noch bei über 
15%, während er in den Jahren 2004-06 auf unter 4% sank. Absolut ist das Gesamtvolumen zwar 
konstant geblieben, dennoch zeigt der sinkende Anteil eine veränderte Prioritätensetzung. Vgl. O-
ECD, DAC database, unter: http://www.oecd.org/document/33/0,2340, 
en_2649_34447_36661793_1_1_1_1,00.html. 
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Abfederung durch Nahrungsmittelhilfe wird schwieriger, da diese bei steigenden 
Preisen ebenfalls kostspieliger wird.  

In Zukunft wird es daher vermehrt auf die allgemeine wirtschaftliche Stärkung der 
betreffenden Regionen ankommen. Die Reaktionsfähigkeit des Agrarsektors 
krisengefährdeter Länder muss dabei auch durch heimische Reformen verbessert 
werden. Wieder stärker auf die Förderung der Landwirtschaft ausgerichtete 
Entwicklungsprogramme müssen diesen Prozess begleiten. Eine Unterstützung 
dezentraler Lagerhaltung kann sowohl helfen, physische Engpässe zu überbrücken als 
auch Hochpreisphasen entgegenwirken.  

Die Multikausalität von Nahrungsmittelkrisen verlangt zudem, dass die zahlreichen 
politischen Maßnahmen besser koordiniert werden. Diese Notwendigkeit wurde in 
jüngster Zeit in mehreren politischen Deklarationen bekräftigt: Weltbank, FAO, der 
jüngste G8-Gipfel, der Weltagrarrat und die OECD schlagen ähnliche Maßnahmen und 
eine stärkere Koordinierung in zahlreichen Politikfeldern vor, wie z.B. in der Handels-, 
Agrar-, Entwicklungs-, Energie-, Klima- und Forschungspolitik. Eine bessere 
Koordinierung setzt allerdings Reformen der beteiligten Institutionen und 
Entscheidungsverfahren voraus.


